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A. EINLEITUNG

Die Wissenschaftsfreiheit (Art. 5 Abs. 3 S. 1 GG) hat bekanntlich zwei Aspekte: Forschung und
Lehre. Im Hinblick auf das Urheberrecht stand bislang vor allem erstere im Vordergrund. Die
Debatte um Open Access hat nicht nur die Fachliteratur beschiftigt! und zu Lizenzvorschliagen
aus dem Ministerium fir Innovation, Wissenschaft, Forschung und Technologie des Landes
Nordrhein-Westfalen gefiihrt,2 sondern sogar den Gesetzgeber zu einem (wenngleich weitge-
hend misslungenen) Regelungsversuch in § 38 Abs. 4 UrhG3 veranlasst hat. Gleichzeitig wird
die Veroffentlichung von Forschungsergebnissen auf Grundlage einer Open-Access-Lizenz
durch Anreizprogramme* und Vorgaben von Drittmittelgebern® vorangetrieben.

Im Bereich der Lehre sind vergleichbare Bestrebungen kaum ersichtlich. Der Schwerpunkt der
verdffentlichten Entscheidungen,® Veréffentlichungen und der politischen Diskussion liegt
weniger bei den Erstellern von Lernmaterialien, als umgekehrt bei der Frage, inwieweit beste-
hende Inhalte aus Drittquellen (Lehrbiicher, Presse, Fachartikel) in der eigenen Lehre genutzt
werden kann. Die Griinde dafiir sind offenkundig:

- Die Lehre erfolgt, selbst wenn sie nicht im Vortrag vor einem schon rdumlich begrenzten
Horsaal erfolgt, Giber geschlossene E-Learning-Plattformen. Kaum eine Hochschule bietet
der breiten Offentlichkeit Zugang zu ihren Lehrmaterialien, vielmehr wird dieser auf die
eingeschriebenen Studierenden oder noch enger auf die zugelassenen Teilnehmer/innen
einer Veranstaltung begrenzt. Durch diese technische Begrenzung tritt die Frage der Lizen-
zierung logisch in den Hintergrund — denn wenn man nicht zugreifen kann ist es schlicht
egal, ob man es denn diirfte. Umgekehrt hat dies auch zur Folge, dass VerstoRe oftmals
ohnehin nicht aufgedeckt werden kdnnen — denn was auf fremden Lernplattformen ge-
schieht, sieht der Urheber des Originals ohnehin nicht.

- Wahrend der Zugriff auf forschungsnotwendige Veroffentlichungen fiir die Hochschule mit
erheblichen Kosten verbunden ist (durch Erwerb von Zeitschriften oder Lizenzierung von
Datenbanken), kann die Vermittlung der Grundlagen im Rahmen der Lehre auch mit selbst
erstellten Unterlagen erfolgen. Anders als im Forschungsbereich ist zudem eine starkere
Individualisierung moglich — nicht nur die Auswahl des vermittelten Stoffes, sondern vor
allem dessen Prasentation liegt im Gestaltungsspielraum des Referenten bzw. der Refe-

! Hansen, GRUR Int. 2005, 378; Pfliiger/Ertmann, ZUM 2004, 436; Heckmann/Weber, GRUR Int. 2006, 995; aus-
fihrlich Krujatz, Open Access: der offene Zugang zu wissenschaftlichen Informationen und die 6konomische
Bedeutung urheberrechtlicher Ausschlussmacht fur die wissenschaftliche Informationsversorgung, Tibingen
2012.

2 http://www.dipp.nrw.de/lizenzen/dppl/dppl/DPPL_v3_en_11-2008.html

3 Siehe nur http://www.urheberrechtsbuendnis.de/docs/ws2013/Handout_Zweitveroeffentlichungs-
recht_Obergfell.pdf.

4 http://www.dfg.de/dfg_magazin/forschungspolitik_standpunkte_perspektiven/open_access/gefoer-
derte_projekte/index.html

5 http://www.dfg.de/dfg_magazin/forschungspolitik_standpunkte_perspektiven/open_access/

6 LG Minchen | Urteil vom 19.01.2005 - 21 O 312/05 — Karl-Valentin-Zitate; BGH Urteil vom 28. November

2013 - 1 ZR 76/12 - Meilensteine der Psychologie.



rentin. Wer einmal versucht hat, eine Vorlesung allein anhand fremd erstellter Power-
point-Folien zu halten, wird das darin liegende Problem schnell erkennen. Dies gilt insbe-
sondere dann, wenn der oder die Lehrende gleichzeitig auch den Lernerfolg (etwa durch
eine Abschlussklausur) Gberpriift — ein Zugriff auf Fremdunterlagen ist hier jedenfalls nicht
unverzichtbar. Zudem zeigen sich die Kosten schlechter Lehre erst sehr langfristig, wah-
rend Defizite im Bereich der Forschung unmittelbare Prestige- und Einnahmeverluste zur
Folge haben.

- SchlieRlich greifen im Rahmen der Lehre oftmals auch soziale Korrektive — wahrend der
Diebstahl von Forschungsergebnissen eine im akademischen Bereich scharf geahndete
Todsiinde ist, wird die Ubernahme von Inhalten auf Powerpoint-Folien, im miindlichen
Vortrag oder in Skripten weitgehend toleriert.” Kaum eine Hochschullehrerin bzw. ein
Hochschullehrer qualifiziert sich vorrangig liber Lehrmaterialien statt Gber Veroffentli-
chungen in Fachzeitschriften; dementsprechend ist der in Lehrmaterialien investierte Auf-
wand oftmals erheblich geringer als die flr eine sonstige Publikation genutzte Zeit.

Trotz dieser Hindernisse gibt es gewichtige Griinde, sich Gber das Urheberrecht an Lehrmate-
rialien Gedanken zu machen. Zunachst spricht ein einfacher 6konomischer Aspekt dafir, auch
insoweit Regelungen zu schaffen: Wer weniger Zeit mit dem Erstellen von Lehrmaterialien
verbringen muss, weil er auf einer soliden Grundlage aufbauen kann, hat mehr Zeit, revoluti-
ondre Forschungsarbeit zu leisten. Gleichzeitig ist gute Lehre gerade heute nicht billig — die
Erstellung moderner, interaktiver und multimedial aufbereiteter E-Learning-Projekten erfor-
dert erheblichen Zeit-, Personal- und Sachaufwand. Je héher die Nutzerzahl, desto hoher der
potenzielle Gewinn und desto besser die Kosten-/Nutzenrelation. Und schlieBlich dient eine
transparente Lehre auch dazu, potenzielle Interessenten fiir ein Fach zu gewinnen und die
Bedeutung fiir die Offentlichkeit hervorzuheben.

Vor diesem Hintergrund sollen im Folgenden einige erste Uberlegungen angestellt werden.
Dabei soll zunachst der Frage nachgegangen werden, wie die rechtliche Zuweisung der einmal
erstellten Materialien nach dem geltenden Urheberrecht ausgestaltet ist und inwieweit dies-
bezliglich Reformpotenzial besteht (unter B). Sodann wird umgekehrt aus Nutzersicht gefragt,
inwieweit die Vorgaben der verbreiteten Creative Commons Lizenzen eingehalten werden
kénnen und ihren Bedirfnissen entsprechen (unter C). Abschliefend soll noch kurz auf prak-
tische Implikationen hingewiesen werden (unter D).

B. DIE FRAGE DER INHABERSCHAFT

Wer sich mit Open Educational Resources beschaftigt, stoRt schnell auf die Frage, wem eigent-
lich die Inhalte wirtschaftlich gehoren sollen. In Betracht kommen drei Interessenten: Der o-
der die urspriinglichen Autoren, der oder die Hochschulen, fir welche diese bei Erstellung
gearbeitet haben (bzw. die Geldgeber, wenn das Projekt aus Drittmitteln geférdert wurde)
oder gar ,,die Allgemeinheit”.

7 Sehr anschaulich: http://colinpurrington.com/2013/graphic-for-reducing-plagiarism-in-lectures/
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Die Schwierigkeit einer Zuordnung des Rechts soll zundchst an einem praktischen Beispiel il-
lustriert werden (sub 1), sodann wird untersucht, ob es die Moglichkeit gibt, den Konflikt durch
eine gesetzliche Regelung zu beseitigen (sub Il) und schlielich werden die Losungen, welche
derzeit moglich und Ublich sind dargestellt.

|. DIE PROBLEMSTELLUNG

Gutes E-Learning kostet Zeit und Geld.® Diese Binsenweisheit ist wohl inzwischen allen Betei-
ligten bewusst. Die Kosten tragt zunachst natirlich derjenige, der die Entwicklung solcher Pro-
jekte Gbernimmt: Er muss Inhalte erstellen, die Nutzung (iberwachen und den Studierenden
mit Rat und Tat zur Seite stehen. Nur sehr selten macht dies aber eine Person allein —im Re-
gelfall wirken ganze Teams (aus Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern, Hilfskraften und Professorin-
nen/Professoren) zusammen. Finanziert wird das Projekt aus Mitteln der Hochschule (welche
das Gehalt der handelnden Personen ebenso wie die genutzten Gerate bezahlt) oder aus-
nahmsweise aus Fordermitteln Dritter (etwa des Bundes oder eines Landes).

Gutes E-Learning wird nicht fertig. Anders als der vorhergehende Grundsatz scheint dieser
Gedanke zunéchst fernliegend — aber nur, wenn man von den ,Computer Based Training”-
Produkten aus den 1990er-Jahren ausgeht. Heutige Technologien sind interaktiv, kommuni-
kativ und kollaborativ. Sie sollen aktiv genutzt, verandert und diskutiert werden. Es geht nicht
darum, eine perfekte Vorlesung als Video aufzuzeichnen, sondern darum, spannende Inhalte
zu erstellen, die laufend verbessert werden kbnnen. Wer rastet der rostet — sonst kdonnten wir
heute noch besonders gelungene Vorlesungen aus den 1960er Jahren? als Lehrmedium nut-
zen, um Studentinnen und Studenten physikalische Grundlagen zu vermitteln. Nicht nur der
zu prasentierende Inhalt, sondern auch die verfligbaren Medien, die Didaktik und vor allem
der Adressatenkreis verandern sich laufend. Anders als bei einem Aufsatz, der nach seinem
Druck die Grundlage fiir ganz neue Publikationen gibt, werden Lehrmaterialien oft nur im De-
tail verandert — das aber immer wieder.

Die Verbindung zwischen den Autoren und ihren Geldgebern ist aber in der Regel zeitlich nur
begrenzt. Mitarbeiter/innen verlassen die Hochschule und werden berufstatig, Professorin-
nen und Professoren wechseln zu einer anderen Hochschule oder treten in den Ruhestand.
Wer fuhrt dann das Projekt weiter (wenn man es nicht im einmal erstellten Grundzustand
belassen will)? Diese Frage stellt sich etwa aktuell anldsslich meines Wechsels von der Hein-
rich-Heine-Universitat Disseldorf an die Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universitat Bonn. In
meiner Zeit in Disseldorf habe ich zahlreiche E-Learning-Projekte erstellt, etwa einen Kurs
zum BGB AT, einen Kurs zum Schuldrecht, einen Kurs zum Handels- und Gesellschaftsrecht,
eine Plattform mit Klausuren und Multiple-Choice-Fragen sowie ein System fir interaktive
Fallsimulationen. Hinzu kommen etliche Vorlesungsaufzeichnungen und digitale Kurse in llias.
Bei der Erstellung wurde ich teilweise durch Hilfskrafte unterstiitzt, die aus kompetitiv verge-
benen Mitteln des E-Learning-Férderfonds bezahlt wurden, der wiederum zunachst durch For-

8 http://www.elearning-journal.de/index.php?id=1539.
° https://www.youtube.com/watch?t=29&v=j3mhkYbznBk
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dermittel aus dem Projekt HeinEcomp und spater aus QVM-Mitteln finanziert wurde. In Dis-
seldorf findet sich nun niemand, der die technische Umsetzung weiter betreut. Die zugrunde-
liegenden Serverlizenzen gehdren aber ebenso wie die Geréate (die teilweise aus Preisgeldern
finanziert wurden) der Heinrich-Heine-Universitat Disseldorf — ich kann sie nicht mit nach
Bonn nehmen.

Die logische Folge ware, dass die Projekte in Diisseldorf wohl eingestellt werden missen (da
es niemanden gibt, der sie dort fortfiihrt) und in Bonn komplett von neuem angefangen wer-
den muss. Rechtlich habe ich dem seinerzeit insoweit vorgebeugt, als ich alle Inhalte als Crea-
tive Commons (CC-BY 3.0) und alle Programme als Open Source (GPL2) lizenziert habe, so dass
ich sie wie jeder andere auch weiter nutzen kann (sobald die entsprechenden Serverlizenzen
in Bonn finanziert sind). Fir die Universitat Disseldorf ist dies freilich ein eher schlechtes Ge-
schaft gewesen — die Fordermittel fir das Projekt unterstiitzen nun die Nachbaruniversitat in
Bonn.

[l. HANDLUNGSBEDARF FUR DEN GESETZGEBER?

Wenn eine Situation problematisch erscheint, wird schnell der Ruf nach dem Gesetzgeber laut.
Als Ergebnis einer parlamentarischen Debatte erhofft man sich einen politischen Kompromiss,
mit dem alle Beteiligten gut leben kénnen. Die Hoffnung auf ein Handeln des Gesetzgebers ist
im Bereich OER aber zumindest riskant.

Ein erstes Hindernis offenbart sich recht schnell: Der Gestaltungsspielraum im Urheberrecht
wird durch die Vorgaben der Europ&ischen Union,° aber auch durch vélkerrechtlich begriin-
dete Verpflichtungen'! erheblich eingeschrankt. Unabhéngig davon ist bei jeder diesbezugli-
chen MaRnahme erheblicher politischer Gegenwind zu erwarten'? — was einer Einigung im
Parlament durchaus entgegensteht. Zudem ist nicht recht klar, was der Gesetzgeber tber-
haupt tun soll — das heil3t, welche Erwartungen die Unterstltzer von ,Open Educational Re-
sources” an eine Regelung haben.

1. GENERELLE FREIGABE DER VERWENDUNG VON INHALTEN ZU LEHRZWECKEN (,, GROBE WISSENSCHAFTS-
SCHRANKE®)

Wollte der deutsche Gesetzgeber etwa radikal im Rahmen einer Wissenschaftsschranke dem
Urheberrecht jede Geltungskraft versagen (und so die Verwendung beliebiger Inhalte zu Lehr-
zwecken erlauben), wiirde er nicht nur die eigene Verfassung (Art. 14 GG garantiert den Au-

10vor allem durch die Richtlinie 2001/29/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2001 zur
Harmonisierung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte in der Informations-
gesellschaft; zu Reformvorschlagen siehe http://ec.europa.eu/internal_market/consultations/2013/copyright-
rules/docs/contributions/consultation-report en.pdf und https://pub.juliareda.eu/copyright evaluation re-
port.pdf.

1 nsbesondere die Berner Ubereinkunft zum Schutz von Werken der Literatur und Kunst vom 9. September
1886, das Ubereinkommen iiber handelsbezogene Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums vom 15. April
1994 und der WIPO-Urheberrechtsvertrag vom 21. Dezember 1996

12 Sjehe nur zum Thema Urheberrecht und Wissenschaft allgemein http://www.textkritik.de/urheberrecht/in-
dex.htm.
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toren, Kiinstlern, Filmemachern jedenfalls ein gewisses Vermogensrecht an ihren Schopfun-
gen®3), sondern auch seine Pflichten als EU-Mitglied und als Partei dieser Abkommen verlet-
zen. Der fur Schranken maRgebliche ,Dreistufentest“?* verlangt nicht nur, dass es sich um ei-
nen , bestimmten Sonderfall“ handelt, sondern auch, dass die Vervielfaltigung ,,weder die nor-
male Auswertung des Werkes beeintrachtigt” noch die ,berechtigten Interessen des Urhebers
unzumutbar verletzt”. Schon die jetzige Schranke fir die 6ffentliche Zuganglichmachung von
Inhalten fir Forschung und Lehre (§ 52a UrhG) sah sich diesbeziiglichen Zweifeln ausgesetzt —
obschon Schulbiicher ganz ausgenommen wurden und im Ubrigen nur ,,veréffentlichte kleine
Teile eines Werkes, Werke geringen Umfangs sowie einzelne Beitrage aus Zeitungen oder Zeit-
schriften” betroffen waren. Die diesbeziigliche Verglitungspflicht (§ 52a Abs. 4 UrhG) hat fir
die Hochschulen bis heute ungeldste Probleme geschaffen, da die VG Wort zu Recht!® keine
,Flatrate” akzeptierte, sondern eine konkret nutzungsbezogene Verglitung (pro bereitgestell-
ter Seite und zugriffsberechtigtem Nutzer je 0,8 Cent) fordert. Der Umstand, dass der Mehr-
heit der Lehrenden bis heute weder den Inhalt der gesetzlichen Schranke, geschweige denn
die damit einhergehende Verglitungspflicht bewusst ist, zeigt, dass hier wenig zu erwarten ist.

2. URHEBERVERTRAGSRECHTLICHE REGELUNG

Auch eine urhebervertragsrechtliche Regelung wie im Hinblick auf die Open Access Nutzung
(§ 38 Abs. 4 UrhG) scheint wenig erfolgversprechend: Wahrend dort ein Bedarf bestand, weil
gegebenfalls Verlage durch die ihnen eingerdaumten ausschlieBlichen Nutzungsrechte eine O-
pen Access Veroffentlichung verhindern, besteht dieses Problem im Rahmen der Lehre jeden-
falls im Regelfall nicht — diese wird vielmehr ohnehin fast zu 100% aus offentlichen Mitteln
finanziert, ein privater Absatzmarkt besteht nur sehr eingeschrankt. Das Hindernis ist also we-
niger eine entgegenstehende privatrechtliche Pflicht der Autoren, als vielmehr deren Ent-
scheidung gegen eine Freigabe.

3. AUSSCHLUSS DES URHEBERRECHTS FUR LEHRMATERIALIEN VON OFFENTLICH FINANZIERTEN HOCHSCHU-
LEN

Ein vollstandiger Ausschluss des Urheberrechts fiir Inhalte, die zu Zwecken der Lehre an 6f-
fentlichen Hochschulen erstellt werden, wiirde sicher den OER-Fundus erweitern. So fernlie-
gend, wie dies zundchst scheint, ware dies auch nicht unbedingt — immerhin schlieBt § 5 Abs.
1 UrhG fiir Gesetze, Verordnungen, amtliche Erlasse und Bekanntmachungen sowie Urteile
das Urheberrecht ganz aus und § 5 Abs. 2 UrhG schrankt den Schutz fiir ,,andere amtliche
Werke, die im amtlichen Interesse zur allgemeinen Kenntnisnahme veréffentlicht worden
sind,” erheblich ein. Wenn also der Richter, der mit groBem Zeitaufwand und (rechts-)wissen-
schaftlichen Methoden ein Urteil von vielen Seiten mit hunderten an Quellenangaben ver-
fasst'® noch nicht einmal als Urheber benannt werden muss und auch der Referent im Justiz-

13 Spitestens seit BVerfG, Beschluss vom 07.07.1971 - 1 BvR 765/66 ist das Urheberrecht als ,,Eigentum® im Sinne
des Grundgesetzes anerkannt.

4 Art. 9 Abs. 2 RBU, Art. 13 TRIPS, Art. 10 WIPO Copyright Treaty.

15 BGH Urteil vom 20. Marz 2013 - | ZR 84/11 - Gesamtvertrag Hochschul-Intranet.

16 Oder gar prosaisch die Reimform wihlt, etwa LG Frankfurt/Main, 17.02.1982 - 2-22 0 495/81; ArbG Detmold,
Urteil vom 23. 8. 2007 - 3 Ca 842/07.



ministerium, der in seiner Gesetzesbegriindung grundlegende rechtliche, soziale und 6kono-
mische Aspekte anfihrt, nicht verlangen kann, dass seine Werke geschiitzt werden — wieso
soll dann fir den im staatlichen Auftrag tatigen Wissenschaftler etwas anderes gelten? Die
Antwort ist einfach: Forschung und Lehre sind frei (Art. 5 Abs. 3 GG) und gerade nicht Ausfluss
staatlicher Gewalt. Eine Freigabe ware nicht nur 6konomisch unsinnig (die Allgemeinheit neigt
nicht dazu, Gliter ohne Verantwortlichen pfleglich zu behandeln — man spricht insoweit von
einer , Tragedy of the commons”), sondern vor allem auch ein schlicht verfassungswidriger
Eingriff in die Rechte der Lehrenden.?’

4. ZWANGSEINRAUMUNG VON AUSSCHLIERLICHEN NUTZUNGSRECHTEN AN DIE HOCHSCHULE

Damit ware noch an eine verpflichtende Einrdumung ausschlieBlicher Nutzungsrechte an die
jeweilige Hochschule zu denken. Wahrend im Patentrecht mit dem Arbeitnehmererfinder-
recht insoweit detaillierte Vorgaben vorhanden sind (insbesondere auch fiir Erfindungen an
Hochschulen, § 42 ArbErfG), erschopft sich das Urheberrecht mit der salomonischen Formu-
lierung, dass das Lizenzrecht auch gilt, wenn ein Urheber ,,das Werk in Erflllung seiner Ver-
pflichtungen aus einem Arbeits- oder Dienstverhdltnis geschaffen hat, soweit sich aus dem
Inhalt oder dem Wesen des Arbeits- oder Dienstverhaltnisses nichts anderes ergibt”. Fir die
Hochschule gibt es keine besondere Regelung. Man kénnte also auf die Idee kommen, in der
Berufungsvereinbarung bzw. im Anstellungsvertrag (oder gar im jeweiligen Landesbeamten-
gesetz) eine Pflicht zur Einrdumung solcher Rechte an Lehrmaterialien vorzusehen. Im Bereich
der Publikation von Forschungsergebnissen werden solche Vorgaben durchaus von Drittmit-
telgebern (etwa der DFG oder der EU im Rahmen von Horizon 2020) gestellt; in den USA sehen
manche Hochschulen dies gar verpflichtend fiir ihre Fakultatsmitglieder vor. In anderen Bran-
chen, etwa in Werbeagenturen oder in Fernsehproduktionsgesellschaften ist es selbstver-
standlich, dass die Arbeitsresultate nicht von den Angestellten, sondern vom Arbeitgeber ver-
wertet werden. Warum also sollte man dies nicht fiir die zum Zwecke der Lehre erstellten
Materialien vorschreiben. Okonomisch spricht dagegen auch hier die Anreizstruktur —warum
soll man sich Miihe machen fiir etwas, von dem man keinerlei Vorteile hat? Zudem wiirde
eine solche Vorgabe wettbewerbsfeindlich wirken: Wenn man Materialien nur fur die Hoch-
schule (und nicht fur sich selbst) erstellt, steht dies einem Wechsel des Dienstortes erheblich
entgegen (denn dort miisste man alles neu erstellen — die alten Inhalte darf nur die alte Hoch-
schule verwerten). Unabhingig von diesen Uberlegungen wiirde aber auch hier die (auch vor
der Hochschule zu schiitzende) Freiheit der Lehre entgegenstehen, die den Hochschullehrern
auch ein Recht an ihren Lehrmaterialien zusichert.

[1l. LOSUNGSWEGE

Nach den obigen Schilderungen scheinen die ,,Open Educational Resources” weniger ein poli-
tisch wiinschenswertes Ziel, als vielmehr allein ein Mittel zur Vermeidung von Konflikten mit
dem geltenden Urheberrecht zu sein: Indem man einfach weitreichende Nutzungsmaéglichkei-
ten fir jedermann einrdumt, entzieht man die Inhalte weitgehend dem Urheberrecht und den
damit verbundenen Hirden.

17 S0 schon Rehbinder, Festschrift fir Hubmann, 1985, S. 359.



Dieser Schein trigt jedoch: Selbst ein liberales Urheberrecht muss Schranken bestimmen. Und
allein aus 6konomischen Griinden ist die eindeutige Zuweisung von Rechten und Beschran-
kungsmoglichkeiten wiinschenswert: Die Allgemeinheit ist in aller Regel nicht allein in der
Lage, Missbrauche zu verhindern und Qualitdt zu férdern. Die Schaffung behérdlicher Verwal-
tungsstrukturen ist aber sicherlich auch kein Ausweg.

Ginge es wirklich nur um den Schutz der Interessen ware zudem ein erster wichtiger Schritt
schon vor Jahrzehnten getan. In einer Entscheidung aus dem Jahr 1990 hat der Bundesge-
richtshof klargestellt, dass sich ein Wissenschaftler jedenfalls bei mit staatlichen Mitteln er-
stellten Arbeitsergebnissen ,,um freie und eigenverantwortliche Erkenntnisse im Interesse der
Allgemeinheit” bemiihen miusse. Er fiihrt dort weiter aus, dass ,,an Manuskripten eines Hoch-
schullehrers fiir Zwecke der Lehre (z. B. Vorlesungsmanuskripten u. d.) sowie an Manuskripten
zu Forschungsarbeiten in Form von Gutachten, Aufsiatzen, Lehrblichern, Monographien u. a.
neben dem Urheberrecht an der in ihnen verkorperten geistigen Leistung grundsatzlich auch
Sacheigentum des Hochschullehrers an den Materialien selbst” besteht. Aus dieser ,,Sozialbin-
dung” der Arbeitsergebnisse des wissenschaftlichen Prozesses leitete der BGH seinerzeit ein
Andienungsrecht gegentliber der Hochschule her. Dies dirfte fiir E-Learningmaterialien ent-
sprechend gelten.

Das oben kurz angedeutete Problem der Zukunft der von mir entwickelten E-Learningange-
bote ist Gbrigens jedenfalls derzeit pragmatisch gel6st: Die Inhalte werden demnéchst parallel
in Bonn angeboten, liber eine automatische Spiegelung wird aber auch das Diisseldorfer An-
gebot weiter gepflegt.

C. DIE FRAGE DER NUTZUNGSRECHTE

Von der Frage der Inhaberschaft strikt zu trennen ist die Problematik, in welchem Umfang und
zu welchen Bedingungen fremde Open Educational Resources genutzt werden dirfen. In der
Praxis bedient man sich zumeist der (auch zu anderen Zwecken beliebten) Creative Commons
Lizenzen. Mit der CC 4.0%° sind viele Unklarheiten beseitigt und vor allem auch die internatio-
nale Nutzbarkeit (durch weitgehenden Wegfall sog. ,portierter Versionen”) verbessert wor-
den. Dennoch auflerte sich jingst Arbeitsgruppe aus Vertreterinnen und Vertretern der Lan-
der und des Bundes zu Open Educational Resources vom 27. Januar 2015 skeptisch: ,,Das Cre-
ative-Commons-Lizenzsystem (CC) mit seinen verschiedenen Ausprdgungen erfiillt zundchst
die Anforderungen an Nutzbarkeit, Anderbarkeit, Kombinierbarkeit und Weiterverbreitbarkeit
von OER. Dessen Regelungslogik stéfSt aber nicht nur bei der Bereitstellung neu kombinierter
Inhalte (,Remix”) an ihre Grenzen.”

Diese Behauptung muss auf Erstaunen stofRen. Denn gerade die Férderung der ,,Remix-Cul-
ture” war eines der zentralen Ziele der Creative-Commons-Bewegung. Soweit nicht gezielt
die ,,No Derivates” (ND) Variante gewahlt wird, gehort die Weiterbearbeitung gerade zu den
Grundrechten der Nutzer (,,You are free to ... Adapt — remix, transform, and build upon the

18 BGH, 27.09.1990 - | ZR 244/88.
1% http://de.creativecommons.org/2013/11/25/version-4-0-ist-da/



material“??). Eine fein ziselierte Lizenzlésung ist sicher rechtlich moglich (etwa eine Be-
schrankung auf die Nutzung als ,,Gesamtwerk” oder ein Verbot der Verwendung in einer
fachfremden Veranstaltung) — wiirde aber die Nutzer mit zusatzlichem Rechercheaufwand
belasten. Es stellt sich also die Frage, welche besonderen Bedlirfnisse und Wiinsche die An-
bieter von OER haben, welche durch eine neue (moglicherweise sogar nur in Deutschland
genutzte) Lizenz zu befriedigen sind.

Hervorzuheben ist vor allem, dass die CC-Lizenzierung nicht ausschlieBlich ist. Wurde ein In-
halt also unter einer restriktiven Lizenz bereitgestellt (,,CC-BY-NC-ND*), kann selbstverstand-
lich mit dem Urheber eine ergdnzende, umfassendere Lizenz ausgehandelt werden — wenn
also die Inhalte fiir einen weitergehenden Zweck eingesetzt werden sollen, muss man im
Zweifel fragen und ein Einverstandnis einholen. Dies scheint durchaus zumutbar.

Die Idee, neue Lizenzen zu schaffen scheint vor allem von den insoweit sicherlich interessier-
ten und engagierten deutschen Juristen vorangetrieben zu werden. Eine kleine Warnung
sollte aber angebracht sein: Neue Lizenzen schaffen neue Auslegungsfragen — die letztlich
erst durch Rechtsprechung geklart werden kénnen. Schon zu den CC-Lizenzen gibt es aber
kaum Entscheidungen — ob ein deutscher Sonderweg hier vielversprechend ist, ist fraglich.
Jedenfalls die DPPL hat sich soweit ersichtlich keiner groRen Beliebtheit erfreut.
Schwierigkeiten scheint es derzeit vor allem im Hinblick auf zwei Teilaspekte zu geben, die im
Folgenden kurz dargestellt werden sollen.

I. DAS PROBLEM KOMMERZIELLER NUTZUNG

Wer Materialien online zur Verfligung stellt, will oft nicht, dass andere damit Geld machen,
ohne dass er partizipiert. Die wenigsten Professorinnen und Professoren der Rechtswissen-
schaft wollen, dass ihre Skripten von einem Repetitor zur Examensvorbereitung ausgegeben
oder ihre Folien bei diesem eingesetzt werden. Wird ein hervorragendes Vorlesungskript von
einem Verlag als Buch herausgegeben, wird es mit Sicherheit Interessenten geben, die dieses
Buch zu einem hohen Preis erwerben, statt sich denselben Inhalt kostenlos aus dem Internet
zu beschaffen (weil sie davon nichts wissen oder die Unterlagen online schlicht nicht finden).
Und will derjenige, der Materialien fir die Allgemeinheit zur Verfliigung stellt, wirklich, dass
diese von hochbezahlten Weiterbildungsanbietern in unternehmensweiten Schulungen ein-
gesetzt werden?

Die Creative-Commons-Lizenzen sehen eine Beschrankungsmaoglichkeit auf ,,nicht kommerzi-
elle Nutzung” vor.?! Leider ist der Ausdruck ,,nicht kommerziell” bis heute nicht eindeutig de-
finiert.?? Im Bildungsbereich wird in der Regel von der Verwendung dieser Einschrankung ab-
geraten. Denn was gilt fiir Hochschulen, die aus privaten Mitteln, etwa aus Studienbeitrdgen
oder durch die Industrie finanziert werden? Was gilt fiir die Fachhochschulen des Bundes und
der Lander, in denen die kiinftigen Beamten und Angestellten im 6ffentlichen Dienst (etwa im
Zoll, etc.) ausgebildet werden — sollte man diese wirklich anders behandeln, als ein Unterneh-
men, das Materialien fiir eine Mitarbeiterschulung nutzt? Ist bereits ein Vortrag, fir den man

20 https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
21 https://creativecommons.org/licenses/by-nc/4.0/
22 http://mirrors.creativecommons.org/defining-noncommercial/Defining Noncommercial fullreport.pdf
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vom Gastgeber einer Vergitung erhalt ,, kommerziell“? Und wird nicht sogar der Professor
bzw. die Professorin, die fremde Materialien in der Vorlesung nutzen will, gerade fiir Lehre
bezahlt — handelt sie nicht zumindest auch im eigenen kommerziellen Interesse (,fir Geld“)?
Die Unsicherheit betrifft nicht nur Laien — auch Juristen konnen nicht klar sagen, was erlaubt,
und was verboten ist.?3

Ein erster Ergdnzungwunsch im Hinblick auf die Creative Commons Lizenzen wére daher eine
Lizenz, die wie auch immer den Bereich der Lehre, in deren Rahmen die Nutzung freigegeben
wird, moglichst passgenau bestimmt. Damit kdnnte der Vorbehalt vieler Lehrenden gegen-
Uber einer kommerziellen Nutzung begegnet werden.

Il. NAMENSNENNUNG UND ANDERE VORGABEN

Die Creative Commons Lizenzen haben auch andere Hiirden, die dem juristischen Laien oft
Schwierigkeiten bereiten. So ist bereits die Nennung der Lizenz und die korrekte Bezeichnung
des Urhebers (und ggf. der Quelle) schon rein optisch bei vielen Angeboten (etwa Folien in
einer Vorlesung) nicht ohne weiteres zu realisieren. Erst Recht werden oft Hinweise auf Bear-
beitungen vergessen, die eigentlich nach der CC-Lizenz ebenfalls zu erwdhnen werden.
SchlieBlich wird oft nicht deutlich gemacht, dass in CC-Werken auch Fremdinhalte genutzt
werden (etwa als Zitat), was die Weiterverwendung erschwert. Hier kbnnte man entweder die
Lizenz liberalisieren oder aber konkretisierende Vorgaben (etwa Nennung am Ende eines Fo-
liensatzes, Nennung auf einer Plattform, etc.) machen.

Der Umstand, dass trotz CC-Lizenzierung Probleme auftreten kdnnen, hat sich insbesondere
in den letzten Jahren gezeigt. Gerade in Wikipedia gibt es zwischenzeitlich einige Fotografen,
die ihre dort als ,CC-BY-SA“ lizenzierten Fotos gezielt im Internet suchen, um Abmahnungen
aussprechen zu lassen und Schadensersatz zu fordern, wenn nicht die Vorgaben der Lizenz
buchstabengetreu eingehalten wurden. Und allein der Umstand, dass ein Inhalt als ,,CC” ge-
kennzeichnet wurde, garantiert selbstverstandlich keineswegs, dass dabei nicht doch fremde
Inhalte ohne Erlaubnis verwendet wurden.

Bei neu und spezifisch als OER erstellten Inhalten greifen diese Bedenken freilich eher nicht.
Zudem werden die (Weiter-)Nutzer hier in der Regel schon faktisch durch die meist eingesetz-
ten zugriffsbeschrankten elektronischen Systeme geschiitzt. Was der Urheber nicht sieht,
kann er auch nicht verfolgen.

Zu viel Freiheit sollte man den Erstellern aber auch nicht einrdumen. Ein grol3er Vorteil der CC-
Lizenzen liegt in ihrer Verbreitung. Die Nutzer kdnnen sich auf bestimmte Anforderungen ein-
stellen; sie wissen also was sie erwartet. Der Aufwand, herauszufinden, was man Gberhaupt
mit fremden Werken machen darf, wird so minimiert. Allenfalls einzelne Optionen, die auch

23 LG KélIn, Urteil vom 5.3.2014, Az. 28 0 232/13 wonach die Nutzung eines Bildes auf der Seite ,Deutschlandradio
Wissen“ kommerziell war —das OLG KdIn, Urteil vom 31.10.2014, Az. 6 U 60/14 sah dies als zweite Instanz anders,
nahm aber trotzdem eine Urheberrechtsverletzung an, weil nicht deutlich gemacht worden war, dass ein Teil des
Bildes weggeschnitten wurde.



bereits im Rahmen der DPPL erortert wurden, scheinen denkbar — so die Deklaration ,unver-
anderlichen Teilen”, die zwangsweise zu Gibernehmen sind, wenn andere Teile der Materialien
genutzt werden.

D. ABSCHLIERENDE UBERLEGUNGEN

Die vorstehenden Ausfiihrungen stellen nur einen ganz groben Rahmen fiir die Diskussion ei-
nes Rechtsrahmens flir Open Educational Resources dar. Unabhdngig von der konkreten
rechtlichen Gestaltung stellt sich vor allem ein praktisches Umsetzungsproblem: Schon jetzt
ist es ein nur selten akzeptierter Aufwand, Materialien mit einem (zudem noch idealerweise
korrekten)?* Lizenzvermerk zu versehen. Ich kenne persénlich nur wenige Lehrende, die sich
Uberhaupt Gedanken dariiber machen, was mit ihren Unterlagen geschieht. Neben denjeni-
gen, die ohnehin eine restriktive Verwendungspolitik befiirworten (ausschlieflich kennwort-
geschitzt und mit deutlicher Warnung vor Weitergabe) gibt es andere, welche die Materialien
einfach so auf ihre Internetseite stellen, ohne irgendwelche Vorgaben zu machen.?®

Die Frage lautet also: Kann man erwarten, dass sich die Lehrenden fiir eine Lizenz entscheiden
— und wie vermittelt man ihnen das hierzu notwendige Wissen? Schon im Bereich der For-
schungspublikation hat sich dies bislang als ein schwieriges Feld herausgestellt (trotz Broschii-
ren, Kompetenzzentren und Universitdtsbeauftragten) — dass es in der Lehre besser ablaufen
wird, ist nicht ersichtlich.

In jedem Fall sind die rechtlichen Fragestellungen allesamt mit Gberschaubarem Aufwand 16s-
bar und stellen kein Hindernis flr die Nutzung von OER dar.

24 https://creativecommons.org/choose/?lang=de
2> Hier muss ich mich selbst einschlieRen, unter http://www.jura.uni-bonn.de/index.php?id=lehre habe ich ein-
fach nur meine Unterlagen bereitgestellt — eine Lizenz nenne ich nicht.



http://www.jura.uni-bonn.de/index.php?id=lehre

	A. Einleitung
	B. Die Frage der Inhaberschaft
	I. Die Problemstellung
	II. Handlungsbedarf für den Gesetzgeber?
	1. Generelle Freigabe der Verwendung von Inhalten zu Lehrzwecken („große Wissenschaftsschranke“)
	2. Urhebervertragsrechtliche Regelung
	3. Ausschluss des Urheberrechts für Lehrmaterialien von öffentlich finanzierten Hochschulen
	4. Zwangseinräumung von ausschließlichen Nutzungsrechten an die Hochschule

	III. Lösungswege

	C. Die Frage der Nutzungsrechte
	I. Das Problem kommerzieller Nutzung
	II. Namensnennung und andere Vorgaben

	D. Abschließende Überlegungen

